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1. Planungsanlass  

Die Agrarvereinigung e.G. beabsichtigt im Ortsteil Rosien die Errichtung einer Biome-

thanaufbereitungs- und -einspeisungsanlage einschließlich technischer Nebenanlagen, 

Lagerflächen und Erschließungsanlagen  

Zur planungsrechtlichen Sicherung dieses Vorhabens wird parallel ein Bebauungsplan 

zur Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Biome-

thanaufbereitung und -einspeisung“ gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO aufgestellt. 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Amt Neuhaus stellt den be-

treffenden Bereich derzeit als Dorfgebiet dar. 

Die geplante Nutzung als Standort einer Biomethanaufbereitungsanlage entspricht we-

der der Zweckbestimmung eines Dorfgebietes noch lässt sie sich aus der bestehenden 

Darstellung entwickeln. 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-

wickeln. Da diese Entwicklung hier nicht gegeben ist, ist eine Änderung des Teilflä-

chennutzungsplans erforderlich. Die Änderung erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 

8 Abs. 3 BauGB. 

Das Planerfordernis ergibt sich aus § 1 Abs. 3 BauGB. Die Gemeinde hat Bauleitpläne 

aufzustellen oder zu ändern, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung 

und Ordnung erforderlich ist. Ohne Anpassung der vorbereitenden Bauleitplanung kann 

das geplante Vorhaben nicht in rechtssicherer Weise umgesetzt werden. 

Ziel der Teilflächennutzungsplanänderung ist es, die bisherige Darstellung als Dorfge-

biet zugunsten einer Darstellung als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Bi-

omethaneinspeisung und Aufbereitung“ zu ändern und damit die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die nachfolgende verbindliche Bauleitplanung zu schaffen. 

Die Änderung dient der geordneten städtebaulichen Entwicklung, der planungsrechtli-

chen Steuerung energiebezogener Infrastruktur im Außenbereich sowie der Herstel-

lung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines nicht privilegierten Vorhabens im Sinne 

des § 35 BauGB, das bislang bauplanungsrechtlich unzulässig ist. 
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2. Vorgaben und Rahmenbedingungen 

2.1 Rechtsgrundlagen 

• Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 

2017 (BGBl. I. S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. 

Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348). 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. 

November 2017 (BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. De-

zember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 

vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189). 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46 - VORIS 21072 -) zuletzt geändert durch Artikel 

8 des Gesetzes vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 578). 

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i. d. F. der 

Bekanntmachung vom 17.Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576 - VORIS 20300 -

) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.Juni 2023 (Nds. GVBl. 

S. 111). 

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-

setz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 

2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23.Oktober 2024 

(BGBl. 2024 I Nr. 323). 

• Niedersächsisches Raumordnungsgesetz (NROG) i. d. F. der Bekanntma-

chung vom 6. Dezember 2017 (Nds. GVBl. S. 456 - VORIS 23100 -) zuletzt 

geändert durch Artikel 3 Gesetzes vom 17. April 2024  (Nds. GVBl. 2024 Nr. 

31). 

• Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) i. d. F. der Bekanntma-

chung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104 - VORIS 28100 -) zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 

578). 

• Niedersächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung 

(NWaldLG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. März 2002 (Nds. GVBl. S. 

112 - VORIS 79100 -), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. 

Mai 2022 (Nds. GVBl. S. 315). 

• Hauptsatzung der Gemeinde Amt Neuhaus in der aktuellen Fassung 
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2.2 Änderungsbereich  

Der räumliche Geltungsbereich der Teilflächennutzungsplanänderung ist im Plan 

im Maßstab 1:2.500 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von etwa 2,53 

ha. Er erstreckt sich auf die Flurstücke 21 (tlw.), 27, 28 und 29 (tlw.) der Flur 

9 in der Gemarkung Rosien. 
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2.3 Planungsbindungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei sind 

die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende Pläne 

oder Programme aufzustellen.  

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in 

Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der 

Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegun-

gen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Für 

gemeindliche Bauleitplanverfahren besteht eine Anpassungspflicht. 

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt es sich hingegen gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 

3 ROG um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben 

für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessens-entscheidungen. Für nachgeordnete 

Bauleitplanverfahren besteht eine Berücksichtigungspflicht.  

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und Grunds-

ätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür sind § 4 Abs. 1 ROG sowie 

der § 1 Abs. 4 BauGB. 

 

3. Entwicklungsziele der Flächennutzungsänderung  

Mit der Änderung des Teilflächennutzungsplans verfolgt die Gemeinde Amt Neuhaus 

das Ziel, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb 

einer Biomethanaufbereitungs- und -einspeisungsanlage im Ortsteil Rosien zu schaf-

fen. 

 

1. Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 

Ziel der Planung ist es, die bisherige Darstellung als Dorfgebiet zugunsten einer Son-

derbaufläche mit der Zweckbestimmung „Biomethanaufbereitung und -ein-

speisung“ anzupassen und damit die verbindliche Bauleitplanung vorzubereiten. Da-

mit wird dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB Rechnung getragen und eine 

planungsrechtlich konsistente Grundlage für den im Parallelverfahren aufzustellenden 

Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geschaffen. 

Die Änderung dient zugleich der Steuerung einer technisch-gewerblichen Nutzung, die 

im unbeplanten Außenbereich nach § 35 BauGB regelmäßig unzulässig ist, sofern keine 

Privilegierungstatbestände greifen. 

Durch die vorbereitende Bauleitplanung wird eine städtebaulich geordnete Entwicklung 

ermöglicht und ein planungsrechtlich klar definierter Standort für die energiebezogene 

Infrastruktur festgelegt. 

2. Förderung erneuerbarer Energien und nachhaltiger Infrastruktur 

Ein wesentliches Entwicklungsziel besteht in der Stärkung der regionalen Energieinfra-

struktur und der Nutzung erneuerbarer Energien. Durch die Aufbereitung von Biogas 

zu Biomethan und dessen Einspeisung in das Gasnetz wird ein Beitrag zur Dekarboni-

sierung der Energieversorgung sowie zur Wertschöpfung im ländlichen Raum geleistet  
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Die Planung unterstützt damit die energie- und klimapolitischen Zielsetzungen auf 

Bundes- und Landesebene, insbesondere im Hinblick auf den Ausbau erneuerbarer 

Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 

3. Standortbündelung und Nutzung vorhandener Infrastruktur 

Ein weiteres Ziel ist die räumliche Bündelung der technischen Anlagen an einem infra-

strukturell geeigneten Standort unter Nutzung vorhandener Leitungen. Die Standort-

wahl in Rosien ermöglicht die wirtschaftliche Anbindung an bestehende Gasleitungen 

und minimiert zusätzliche Flächeninanspruchnahmen. 

Durch die Konzentration der Nutzung auf eine klar abgegrenzte Sonderbaufläche sollen 

Beeinträchtigungen von Landschaftsbild und Freiraum auf das notwendige Maß be-

grenzt und Nutzungskonflikte vermieden werden. 

 

Ausweisung im Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Dorfgebiet 1,69 0 ha 

Landwirtschaft 0,84 0 ha 

Verkehrsfläche 0 ha 0,21 ha 

Sonstiges Sondergebiet 0 ha 2,32 ha 
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4. Auswirkungen der Flächennutzungsänderung  

Die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Biomethanaufbe-

reitung und -einspeisung“ entfaltet auf der Ebene des Teilflächennutzungsplans keine 

unmittelbaren Wirkungen auf Natur und Landschaft. Mit der Änderung werden vielmehr 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb einer Bi-

omethanaufbereitungs- und -einspeisungsanlage geschaffen. 

Die Änderung der bisherigen Darstellung (Dorfgebiet) in eine Sonderbaufläche ist auf 

der vorbereitenden Planungsebene nicht mit unmittelbaren Eingriffen in Natur und 

Landschaft verbunden. Konkrete bauliche Maßnahmen werden durch den Flächennut-

zungsplan weder zugelassen noch ausgeführt; er begründet keine unmittelbare Zuläs-

sigkeit von Vorhaben. 

Eine detaillierte Ermittlung standortspezifischer Umweltauswirkungen ist auf Ebene des 

Teilflächennutzungsplans daher nur eingeschränkt sachgerecht. Nach dem Grundsatz 

der Abschichtung kann die vertiefte Prüfung der konkreten Eingriffsfolgen der nachfol-

genden Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zugeordnet werden. Eine abschlie-

ßende Konfliktbewältigung hinsichtlich Art, Umfang und Intensität der zu erwartenden 

Umweltauswirkungen erfolgt zweckmäßigerweise im Rahmen der Umweltprüfung zum 

parallel aufzustellenden Bebauungsplan. 

Im Rahmen der Umweltprüfung zur Änderung des Teilflächennutzungsplans werden 

gleichwohl die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen schutzgutbezogen 

überschlägig ermittelt und bewertet. Dabei werden die Erkenntnisse und Untersu-

chungsergebnisse der Umweltprüfung des Bebauungsplans auf einer übergeordneten, 

generalisierenden Ebene zugrunde gelegt und in einem gröberen Bewertungsmaßstab 

dargestellt. 

 

 

 

  


